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                                                    Gemeinde Gemeinde Gemeinde Gemeinde     Gmund a. TegernseeGmund a. TegernseeGmund a. TegernseeGmund a. Tegernsee 

  

Stellplatzsatzung 
(StplS)  

  

 
 
Die Gemeinde Gmund a. Tegernsee erlässt 
mit Beschluss vom 14.02.2012 aufgrund von 
Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 der Bayerischen Bauord-
nung (BayBO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.08.2007, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25.02.2010 folgende 
 
 
 

Satzung 
zur Regelung des Stellplatzbedarfs 
sowie der Gestaltung und Ausstat-

tung von Stellplätzen 
(Stellplatzsatzung) 

 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
1.1 Diese Satzung gilt für das gesamte Ge-

biet der Gemeinde Gmund a. Tegern-
see. 

 
1.2 Werden in einem Bebauungsplan von 

dieser Satzung abweichende Festset-
zungen getroffen, so sind die Festset-
zungen des Bebauungsplanes maßge-
bend. 

 
1.3 Diese Satzung gilt für die Bemessung 

genehmigungspflichtiger und genehmi-
gungsfreier Stellplätze, Garagen und 
Carports. 

 
 

§ 2 
Erfüllung der Stellplatz- und Garagenbau-

pflicht  
 
2.1 Diese Satzung gilt sowohl für Neubau-

ten, als auch für Nutzungsänderungen 
und bauliche Erweiterungen. 
Bei Nutzungsänderungen und Erweite-
rungen richtet sich die Anzahl der erfor-
derlichen Stellplätze nach der Zahl der 
durch die Nutzungsänderung oder Er-
weiterung zusätzlich ergebenden Stell-

plätze. Der Ausgangsbestand wird ge-
mäß § 3 der vorliegenden Satzung ermit-
telt. 

 
2.2 Die Stellplätze, Garagen und Carports 

sind auf dem betroffenen Baugrundstück 
herzustellen.  

 
2.3 Die Herstellung von Stellplätzen auf 

einem geeigneten Grundstück in der 
Nähe des Baugrundstückes kann nur 
dann zugelassen werden, wenn unter 
Ausnutzung aller gegebener Möglichkei-
ten auf dem Baugrundstück die erforder-
lichen Stellplätze nicht geschaffen wer-
den können. 

 
2.4 Ein Grundstück liegt in der Nähe des 

Baugrundstücks, wenn die Entfernung 
zu diesem nicht mehr als 150 m Fußweg 
bei Wohnungen und 50 m für sonstige 
Nutzungen beträgt. Stellplätze für stän-
dige Besucher müssen eine Sichtbezie-
hung aufweisen zu der Anlage, die den 
Stellplatzbedarf auslöst. 

 
2.5 Wenn die Stellplätze auf einem geeigne-

ten Grundstück in der Nähe nachgewie-
sen werden, müssen sie gegenüber dem 
Rechtsträger der Bauaufsichtsbehörde 
rechtlich dauerhaft gesichert werden.  

 
2.6 Für bestehende bauliche oder sonstige 

Anlagen, für die nach Art. 47 Abs. 1 
BayBO Stellplätze oder Garagen herzu-
stellen sind und für die sie nicht oder 
nicht in ausreichender Zahl geschaffen 
sind, kann nachträglich die Herstellung 
von Stellplätzen oder Garagen verlangt 
werden, wenn 
- der ruhende Verkehr, den die bauliche 

oder sonstige Anlage verursacht, auf 
den umliegenden öffentlichen Ver-
kehrsflächen die Sicherheit oder Leich-
tigkeit des Verkehrs oder das Orts- 
und Straßenbild beeinträchtigt und 

- auf dem Grundstück oder auf einem 
geeigneten Grundstück in der Nähe 
die benötigte Fläche in geeigneter La-
ge und Größe vorhanden ist oder ge-
schaffen werden kann. 

 
 

§ 3 
Anzahl der erforderlichen Stellplätze 

 
Nachfolgende Anzahl von Stellplätze pro Nut-
zungseinheit sind herzustellen: 
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3.1. Wohngebäude  
 
3.1.1 Freistehende Ein- und Zweifamilien-

häuser, Doppelhaushälften sowie ent-
sprechende Wochenend- und Ferien-
häuser 
 
je Wohneinheit 
bis 120 qm  2 Stellplätze 
über 120 qm 3 Stellplätze 
 
Die Stellplatzzahlen für Einliegerwoh-
nungen werden nach Maßgabe der 
Richtzahlen unter 3.1.2 dieser Satzung 
ermittelt. 

 
3.1.2 Hausgruppen, Mehrfamilien- und Rei-

henhäuser ab 3 Wohnungen sowie 
entsprechende Wochenend- und Fe-
rienhäuser    

 
je Wohneinheit 
bis 65 qm  1 Stellplatz 
bis 120 qm 2 Stellplätze 
über 120 qm 3 Stellplätze 
 
Zur ermittelten Zahl der Stellplätze 
sind 10 % für Besucher zu addieren. 

 
3.2 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und 

Praxisräumen 
 
3.2.1 Büro und Verwaltungsräume allgemein 

 
je angefangene 35 qm Hauptnutzflä-
che 1 Stellplatz 
 
Zur ermittelten Zahl der Stellplätze 
sind 20 % für Besucher zu addieren. 

 
3.2.2 Räume mit erheblichem Besucherver-

kehr (Arztpraxen, Schalterräume) 
 
je angefangene 25 qm Hauptnutzflä-
che 1 Stellplatz 
jedoch min. 3 Stpl je Nutzungseinheit 
Hiervon sind 75 % für Besucher. 

 
3.3 Verkaufsflächen 
 
3.3.1 Läden, Waren- und Geschäftshäuser 

unter 400 qm Nettoverkaufsfläche 
 
je angefangene 35 qm Nettoverkaufs-
fläche 1 Stellplatz 
 
Hiervon sind 75 % für Besucher. 

 
3.3.2 Läden, Waren- und Geschäftshäuser 

über 400 qm Nettoverkaufsfläche, 
bzw. Verbrauchermärkte/Einkaufs-
zentren 

 
je angefangene 15 qm Nettoverkaufs-
fläche 1 Stellplatz 
 
Ist die Lagerfläche größer als 30 % der 
Nettoverkaufsfläche, so ist für die 
Mehrfläche ein Zuschlag nach Ziffer 
3.5.2 dieser Satzung zu addieren. 

 
3.4 Gaststätten- und Beherbergungsbe-

triebe 
 
3.4.1 Gaststätten und Cafes 

 
je angefangene 15 qm Nettogastraum-
fläche 1,5 Stellplätze 

 
3.4.2 Diskotheken, Tanzlokale, Spielsalons 

und sonstige Vergnügungsstätten 
 

je angefangene 15 qm Nettogastraum-
fläche 4 Stellplätze 

 
3.4.3 Hotels, Pensionen und andere Beher-

bergungsbetriebe 
 
je 3 Betten 1 Stellplatz 
 
Für einen zugehörigen Restaurations-
betrieb ist ein Zuschlag nach Ziffer 
3.4.1 dieser Satzung zu addieren. 

 
3.5 Handwerks- und Gewerbebetriebe 

(Gewerbliche Bauten) 
 
3.5.1 Handwerks- und Gewerbebetriebe 

 
je angefangene 50 qm Nettonutzfläche 
1 Stellplatz 

 
3.5.2 Lager, Lagerflächen und Ausstellungs-

flächen 
 

je angefangene 100 qm Nettonutzflä-
che 1 Stellplatz 

 
3.5.3 Kindergärten, Kindertagesstätten u. 

dergl. 
 

je Gruppe 2 Stellplätze 
 
 

§ 4 
Berechnung der Stellplätze 

 
Bei der Berechnung der Anzahl der Stellplätze 
ist zu beachten: 
 
4.1 Die Berechnung der Wohnfläche und 

Hauptnutzfläche bestimmt sich nach 
der Verordnung über wohnungswirt-
schaftliche Berechnungen in ihrer je-
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weils gültigen Fassung (DIN 277 Teil 
2). 

 
4.2 Ergibt die Berechnung der Anzahl der 

erforderlichen Stellplätze eine Ziffer 
hinter dem Komma, ist aufzurunden. 
Bei Vorhaben mit unterschiedlicher 
Nutzung sind die entsprechenden 
Stellplatzzahlen zu addieren. 

 
4.3 Für Freischankflächen und Biergärten 

gilt: bis zur Größe der im Gebäude lie-
genden Gastraumfläche wird von einer 
Wechselnutzung ausgegangen. 

 
4.4 Eine gegenseitige Anrechnung ist bei 

zeitlich ständig getrennten Nutzungen 
möglich (Mehrfachnutzung). 

 
4.5 Für Anlagen mit regelmäßigem An- 

und Auslieferungsverkehr ist eine aus-
reichende Ladezone für Lastkraftwa-
gen nachzuweisen. Auf ausgewiese-
nen Ladezonen für den An- und Aus-
lieferungsverkehr dürfen keine Stell-
plätze im Sinne dieser Satzung nach-
gewiesen werden. 

 
4.6 Ist eine Nutzung nicht aufgeführt, be-

misst sich die Zahl der notwendigen 
Stellplätze nach der Verordnung über 
den Bau und Betrieb von Garagen so-
wie über die Zahl der notwendigen 
Stellplätze (GaStellV) in der jeweils 
gültigen Fassung. Ist auch in der 
GaStellV eine Nutzung nicht aufge-
führt, so ist die Zahl der notwendigen 
Stellplätze in Anlehnung an eine oder 
mehrere vergleichbare Nutzungen zu 
ermitteln. 

 
 

§ 5 
Lage, Beschaffenheit und Gestaltung von 

Stellplätzen und Garagen 
 
5.1 Zwischen Garage und öffentlicher Ver-

kehrsfläche ist ein Stauraum von min-
destens 5 m einzuhalten. Der Stauraum 
darf zur öffentlichen Verkehrsfläche we-
der eingefriedet noch sonst durch Ketten 
oder andere Einrichtungen abgegrenzt 
werden. 

 
5.2 Der Platz zwischen Garage/n und öffent-

licher Verkehrsfläche (Stauraum) gilt 
nicht als Stellplatz im Sinne dieser Sat-
zung.  

 
5.3 Hintereinander angelegte Stellplätze 

werden nur dann als zwei Stellplätze an-
gerechnet, wenn von jedem Stellplatz 

aus der öffentliche Stauraum ohne Über-
fahren des anderen Stellplatzes erreich-
bar ist. 

 
5.4 Stellplätze, Garagen und Carports müs-

sen von öffentlichen Verkehrsflächen 
aus auf möglichst kurzem Weg ver-
kehrssicher zu erreichen sein. 

 
5.5 Die nach § 3 erforderlichen Stellplätze 

müssen mindestens 5 m lang und min-
destens 2,5 m breit sein. 

 
5.6 Stellplätze und Zufahrten sind grund-

sätzlich unversiegelt und naturnah her-
zustellen. Eine Befestigung darf grund-
sätzlich nur teilweise oder mit wasser-
durchlässigen Belägen erfolgen. 

 
5.7 Die Entwässerung von Stellplatz- und 

Zufahrtsflächen darf nicht über öffentli-
che Verkehrsflächen erfolgen. 

 
5.8 Mehr als 3 zusammenhängende Stell-

plätze bzw. Garagen sind nur über eine 
gemeinsame Zu- bzw. Abfahrt an die öf-
fentliche Verkehrsfläche anzuschließen. 

 
5.9 Stellplätze in Vorgärten und entlang von 

öffentlichen Verkehrsflächen sind mit ei-
ner höchstens 1,2 m hohen Bepflanzung 
zur Straße hin abzuschirmen. Stellplatz-
anlagen für mehr als 5 PKW sind durch 
Bäume und Sträucher zu gliedern. 

 
5.10 Tore in Einfriedungen, durch die Gara-

gen oder Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
zu erreichen sind, müssen vom Rand 
der öffentlichen Verkehrsfläche mindes-
tens 5 m entfernt sein. Bei automatisch 
zu öffnenden Toren kann der Abstand 
von 5 m auf Antrag unterschritten wer-
den. 

 
5.11 Garagen sind mit einem ortsüblichen 

Dachüberstand (min. 0,50 m) zu verse-
hen oder mit bestehenden Garagen ent-
lang der Grundstücksgrenze zusam-
menzubauen. 

 
5.12 Stellplätze und Garagen dürfen nicht 

zweckentfremdet genutzt werden, solan-
ge sie zum Abstellen von Kraftfahrzeu-
gen der ständigen Benutzer und Besu-
cher der baulichen Anlagen im Sinne der 
vorliegenden Satzung benötigt werden. 

 
5.13 Garagenvorplätze und Stellplätze sind 

so auszustatten, dass Flächen zur Abla-
gerung von Schnee auf dem eigenen 
Grundstück ausreichend zur Verfügung 
stehen. 
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5.14 Besucherstellplätze müssen leicht und 

auf kurzem Weg erreichbar sein und dür-
fen grundsätzlich nicht in einer Tiefgara-
ge nachgewiesen werden. 

 
5.15 Die Herstellung der erforderlichen Stell-

plätze hat spätestens bis zur Aufnahme 
der Nutzung zu erfolgen.  

 
 

§ 6 
Ablösung der Stellplatz- und Garagenpflicht 
 
6.1  Der Stellplatznachweis kann durch Ab-

schluss eines Ablösungsvertrages erfüllt 
werden, wenn der Bauherr die Stellplät-
ze oder Garagen nicht auf seinem 
Grundstück oder auf einem geeigneten 
Grundstück in der Näher herstellen 
kann.  

 
6.2 Auf die Ablösung von Stellplätzen be-

steht kein Rechtsanspruch, der Ortspla-
nungsausschuss entscheidet vielmehr 
über jeden Einzelfall gesondert und un-
abhängig. 

 
6.3 Die Ablösung der Stellplatzpflicht ist nur 

bei nachträglichen Aus-, Umbauten oder 
Nutzungsänderungen von bestehender 
Bausubstanz möglich. Sie ist nicht für 
Neu- oder Erweiterungsbauten zulässig. 
Die Zahl der abzulösenden Stellplätze 
muss im Verhältnis zum Gesamtbedarf 
untergeordnet sein. 

 
6.4 Der Ablösungsvertrag ist vor Erteilung 

der Baugenehmigung abzuschließen. 
 
6.5 Die Ablösesumme beträgt 7.500 € pro 

Stellplatz. 
 
6.6 Der Ablösebetrag ist mit Rechtswirk-

samkeit der Baugenehmigung zur Zah-
lung fällig. 

 
 

§ 7 
Fahrradabstellplätze 

 
7.1 Für Verkaufsflächen, Büro- und Praxis-

räume, sowie für Gastronomiebetriebe 
sind auf dem Baugrundstück Abstellplät-
ze für Fahrräder herzustellen und mit 
Einstellvorrichtungen auszustatten. 

 
7.2 Dabei wird folgender Bedarf festgesetzt: 

- 1 Abstellplatz je angefangene 35 m² 
Verkaufsfläche 

- 1 Abstellplatz je angefangene 35 m² 
Nutzfläche für Büro- und Praxisräume 

- 0,15 Abstellplätze je 1 Sitzplatz in 
Gasträumen 

- 0,25 Abstellplätze je 1 Sitzplatz auf 
gastronomisch genutzten Außenflä-
chen. 

 
 

§ 8 
Abweichungen 

 
Bei Vorliegen einer besonderen Härte können 
im Einzelfall von der Gemeinde Gmund a. 
Tegernsee Abweichungen von den Vorschrif-
ten dieser Satzung zugelassen werden, wenn 
diese Abweichung unter Würdigung privater 
Interessen mit den öffentlichen Belangen ver-
einbar ist. 
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Gemäß Art. 79 Abs. 1 Nr. 1 BayBO kann mit 
einer Geldbuße von bis zu 500.000,- EURO 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen die Anzahl der erforderlichen Stellplätze 
nach § 3 dieser Satzung oder gegen die Ges-
taltungsvorschriften nach § 4 dieser Satzung 
verstößt. 
 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt einen Tag nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.  
Die Satzung vom 13.05.2004 tritt damit außer 
Kraft. 
 
 

 
 
Bekanntgemacht durch Anschlag an den Amts-
tafeln am 27.02.2012. 


